
Falls zu 1 a) ja: Falls zu 1 a) ja: Falls zu 1 a) ja: Falls zu 1 a) ja: Falls zu 1 a) ja: Falls zu 1 a) ja: Falls zu 1 a) ja: Falls zu 1 a) ja: 
1.a) 1.b) 1.c) 1.d) 1.e) 2. a) 2. b) 2. c) 2. d) 2. e) 2. f) 2. g) 2. h)

MV ja (1) nein nein nein nein Versammlungsbehörde Versammlungsbehörde Kooperationsgespräch Nein

Angezeigt 
und 
Durchgefüh
rt

angezeigt, 
nicht 
durchgefüh
rt

angezeigt, 
verboten, 
nicht 
durchgefüh
rt

angezeigt, 
verboten, 
dennoch 
durchgefüh
rt

ohne 
Anzeige 
durchgefüh
rt

Welche Behörden 
haben/hätten aus Anlass 
der Versammlung 
insoweit die 
Verkehrssicherungs- 
und 
Verkehrslenkungsmaßna
hmen angeordnet?

Welche Behörden 
haben/hätten aus 
Anlass der 
Versammlung die 
Verkehrssicherungs- 
und 
Verkehrslenkungsmaßn
ahmen ausgeführt?

Welche Behörden 
haben/hätten auf welcher 
Grundlage die Kosten der 
angeordneten und 
ausgeführten 
Verkehrssicherungs- und 
Verkehrslenkungsmaßnah
men getragen?

Wurden/wären der 
zuständigen 
Versammlungsbehörde 
Kosten für 
Verkehrssicherungs- 
und 
Verkehrslenkungsmaßna
hmen von Dritten in 
Rechnung gestellt 
(worden)? (falls ja, bitte 
kurz skizzieren)

Inwiefern war im 
Vorfeld die Autobahn 
GmbH des Bundes bzw. 
zusätzlich bei privater 
Finanzierung im 
Rahmen öffentlich-
privater 
Partnerschaften (ÖPP) 
die etwaige private 
Betreibergesellschaften 
beteiligt?

Musste eine Vollsperrung 
der Fahrbahn der 
Bundesautobahn bzw. 
von Knotenpunkten 
(Anschlussstellen, 
Autobahnkreuze- und 
dreiecke), gegebenenfalls 
in einer und/oder in beide 
Fahrtrichtungen erfolgen?

Kam es im Zusammenhang 
mit der Versammlung zu 
Verkehrsunfällen oder 
anderen konkreten 
Gefahrensituationen? (Wenn 
ja, bitte kurze 
Sachverhaltsschilderung)

Wäre die Nutzung der Bundesautobahn 
im Nachhinein aus verkehrlicher / 
einsatztaktischer Sicht erneut so 
freigegeben worden? Wenn nein, wäre 
die Nutzung der Bundesautobahn 
stattdessen untersagt worden (Bitte 
kurze Sachverhaltsschilderung)? 

Versammlungsbehörde 
beauftragte 
Verkehrssicherungsuntern
ehmen

beauftragtes Unternehmen 
stellte 
Versammlungsbehörde als 
Auftraggeberin die Kosten 
in Rechnung

Vollsperrung in beide 
Richtungen zwischen 
Tribsees und Bad Sülze

keine pauschale Antwort, Abwägung je nach 
Einzelfall
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